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ANALYSEN UND BERICHTE

WIRTSCHAFTSPOLITIK

Strukturpolitik in der Marktwirtschaft
Bernhard Gahlen, Augsburg

Seit einiger Zeit wird in der Öffentlichkeit ein heftiger Streit über den Stellenwert der Strukturpolitik in 
der IVIarktwirtschaft ausgetragen. Professor Bernhard Gahlen ordnet die Strukturpolitik in die gesamte 
Wirtschaftspolitik ein und zeigt, welchen Beitrag sie zur Lösung der gegenwärtigen wirtschaftlichen 
Probleme zu leisten vermag.

Der Streit um die Strukturpolitik geht unvermin­
dert weiter. Auf Parteitagen, im Disput zwi­

schen den Verbänden und in der Tagesauseinan­
dersetzung um die W irtschaftspolitik sind die Be­
griffe „S truktur“ und „S trukturpo litik“ längst zum 
Reizwort geworden. Die Diskussion ist mit Emotio­
nen belastet. Dieses ist kein Wunder, da zwei extre­
me Positionen artikuliert werden;

□  Angesichts der Spätfolgen der Konjunktur- und 
Wachstumskrise von 1974-75 wird behauptet, die 
Arbeitslosigkeit sei mit herkömmlichen Mitteln 
nicht zu beseitigen. Die Krise sei zugleich eine Kri­
se des Systems. Die Symbiose „der Mikrosteue­
rung durch den Markt und der Makrosteuerung 
durch den Staat“ -  oder kurz die bisherige Ausprä­
gung der sozialen Marktwirtschaft — könne mit den 
Problemen nicht fertig werden. Nur die Strukturpo­
litik  könne hier Abhilfe schaffen. Sie wird hier zum 
Allheilm ittel. Bei der Absolutierung der Struktur­
po litik tre ten  die Steuerungsprinzipien der sozialen 
Marktwirtschaft in ihrer erreichten Ausprägung in 
den Hintergrund.

□  Die extreme Gegenposition hierzu negiert 
die Notwendigkeit jeglicher Strukturpolitik. Sie 
führt eine Abwehrschlacht gegen jeden Vorschlag 
zu ihrer Verbesserung. Die Strukturpolitik hat da­
nach in der Marktwirtschaft keinen Platz.

Wenn auch beide Positionen bewußt überspitzt 
dargestellt sind, so ist doch nicht zu übersehen, 
daß um die Strukturpolitik nach dem Uraltschema 
„Plan versus Markt“ gerungen wird. Diese „System­
debatte“ ist deshalb verständlich, weil die Struktur­
politik zum Aktionsparameter im Verteilungskampf

Prof. Dr. Bernhard Gahlen, 39, ist Ordinarius 
für Wirtschaftliche Staatswissenschaften an 
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geworden ist. Die strukturpolitische Aktivität und 
Passivität der beiden Tarifparteien dient auch an­
deren Zielen als der Verbesserung der Wirtschafts­
politik. Es ist zu befürchten, daß bei diesem Tat­
bestand die notwendige Anpassung der sozialen 
Marktwirtschaft an die heutigen Probleme auf der 
Strecke bleibt. Sowohl die Absolutierer der Struk­
turpolitik  als auch die Negierer dieser Politik sind 
kaum fähig, zur notwendigen Weiterentwicklung 
der wirtschaftspolitischen Instrumente beizutragen. 
Die Aktivitäten beider Gruppen verhindern letztlich 
eine bessere Wirtschaftspolitik. Es wird zwar verbal 
um die Strukturpolitik gestritten. Dieses ist intellek­
tuell erregend. Aber es fehlt jeder problemorien­
tierte Ansatzpunkt. Dieses Thema g ilt es nun zu 
vertiefen. Zur Orientierung in der Debatte wähle ich 
einige aktuelle Beispiele au?

Seit Jahren ist umstritten, oD sich der Strukturwan­
del beschleunigt oder verlangsamt habe. Man ver­
sucht, die Strukturänderungsgeschwindigkeit zu 
messen. Auf die Probleme ihrer Messung ist hier 
nicht einzugehen ’ ). So fragwürdig jedes Maß auch 
ist, interessanter sind die Schlußfolgerungen, die 
aus den Meßversuchen gezogen werden. Sie lau­
ten: Je geringer die Strukturänderungsgeschwin­
digkeit, um so kleiner der Bedarf an Strukturpolitik 
(und umgekehrt). Das klingt plausibel: Wenn der 
Strukturwandel langsam ist, dann braucht man we­
nig Strukturpolitik; beschleunigt er sich, dann ist 
mehr Strukturpolitik gefragt. Dennoch ist trotz aller 
Diskussionen um das Thema der Geschwindigkeit 
des Strukturwandels festzustellen, daß mit seinem 
Tempo ein Bedarf an Strukturpolitik nicht begrün­
det werden kann. Der Strukturwandel hat mit der 
Strukturpolitik nur bedingt etwas zu tun.

Wer einen Zusammenhang zwischen dem Tempo 
des Strukturwandels und dem Bedarf an Struktur-

’ ) Vgl. R. K r e n g e I : Strukturwandel Im Bereich der Produktions­
faktoren, In: Allgemeines Statistisches Archiv, 61. Bd. (1977), S. 31 ff.
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Politik herstellt, der verabsolutiert die Möglichkei­
ten der Strukturpolitik. Für ihn ist die Strukturpoli­
tik für die Bewältigung des Strukturwandels ver­
antwortlich. Dieses kann in einer Marktwirtschaft 
nicht richtig sein. Hier führen primär Änderungen 
der Nachfrage und der technische Fortschritt über 
den Preis-, Lohn-und Zinsmechanismus zum Struk­
turwandel. Ohne Zweifel wird auf diese Weise der 
größte Teil des Strukturwandels bewältigt. Die Ver­
gangenheit liefert hierfür eindrucksvolle Beispiele. 
Der Marktmechanismus kann den Strukturwandel 
jedoch nur bewältigen, wenn das Wirtschaftswachs­
tum möglichst rasch und stetig ist.

Es hängt entscheidend vom Wachstumstempo ab, 
wie friktionslos der Strukturwandel bewältigt wer­
den kann. Bei rapidem Wirtschaftswachstum wer­
den Freisetzungen von Arbeitskräften leicht absor­
biert. Bei langsamem Wirtschaftswachstum ist dies 
nicht der Fall. Für beide Situationen g ibt es in der 
Bundesrepublik Deutschland Beispiele. Es ist be­
kannt, daß Wachstum mit Strukturwandel verbun­
den ist, es gilt aber auch, daß bei möglichst ra­
schem Wirtschaftswachstum der Strukturwandel 
leichter bewältigt wird.

Bedeutung des Wirtschaftswachstums

Darüber hinaus ist die Stetigkeit des Wachstums 
für den reibungslosen Ablauf des Strukturwandels 
wichtig. Bei sehr unstetiger Entwicklung wird der 
Strukturwandel erschwert; In einer Rezession las­
sen sich die Strukturprobleme nicht lösen; im Boom 
werden sie durch die Übernachfrage verdeckt. 
Schon diese kurzen Anmerkungen belegen, daß 
die Strukturpolitik keinesfalls zentral für die Bewäl­
tigung der Strukturprobleme ist. Die Sicherung des 
Wettbewerbs, die Aufrechterhaltung eines ange­
messenen Wachstums und eine erfolgreiche Ver- 
stetigungspolitik sind hier wichtiger. Es ist für die 
Versachlichung der strukturpolitischen Auseinan­
dersetzungen notwendig, den Stellenwert der 
Strukturpolitik zu beachten. Nicht jede Frage des 
Strukturwandels ist ein Problem der Strukturpoli- 
tik. Ebenso ist die Problematik der Arbeitslosigkeit 
nicht nur ein Problem der Arbeitsmarktpolitik. Die­
se Zentrierung der Auseinandersetzung auf „Spe­
zialpolitiken“ , daraus abgeleitet die Forderung 
nach „aktiver“ Struktur- bzw. Arbeitsmarktpolitik, 
ist höchst bedenklich, weil die interdependenten 
wirtschaftlichen Zusammenhänge zerschnitten 
werden.

In der Marktwirtschaft kann die Strukturpolitik nur 
subsidiär eingesetzt werden. Seit dem Erlaß des 
Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes ist die „Sym­
biose aus der Mikrosteuerung über den Markt und 
der Makrosteuerung durch den Staat“ eine akzep­
tierte Leitlinie der Wirtschaftspolitik. Es ist selbst­
verständlich, daß bei der beschriebenen Steuerung 
Strukturwandel stattfindet. Für welchen Struktur­

wandel ist dann noch die Strukturpolitik zuständig? 
— Einen Zugang zur Beantwortung dieser Frage 
erhält man, wenn man nach der Realitätsbezogen- 
heit des Modells „M ikrosteuerung durch den Markt 
plus Makrosteuerung durch den Staat gleich aus­
reichender Steuerung“ fragt. Dieses Modell ist 
nicht aufzugeben; es ist lediglich zu modifizieren.

Die erste Frage richtet sich an die Mikrosteuerung 
über den Markt. In der Realität funktioniert sie 
nicht so, wie es im Modell der vollständigen Kon­
kurrenz hergeleitet wird. Im privaten Sektor der 
Volkswirtschaft passen die Prämissen des Modells 
nicht zu den Errungenschaften der sozialen Markt­
wirtschaft. Als Leitbild für die Wettbewerbspolitik 
geben sie wenig her. Anpassungshemmnisse, Mas­
senproduktion, Immobilität etc. bestimmen die 
Produktion im privaten Sektor der Volkswirtschaft 
weitgehend mit. Außerdem ist in der dualen W irt­
schaftsordnung das Allokationsproblem zwischen 
dem privaten und dem staatlichen Sektor zu lösen.

Die zweite Frage geht an die Globalsteuerung: Ist 
sie strukturneutral? -  Angesprochen ist die Vor­
stellung, daß eine globale Erhöhung der Nachfrage 
die Wirtschaftsstruktur nicht beeinflußt, daß dem­
nach die Globalsteuerung nicht selektiv w irkt. Ob­
gleich die These von der Strukturneutralität der 
Globalsteuerung Tradition hat, ist sie bei näherem 
Zuschauen kaum akzeptabel. Wie soll der Staat in 
der Lage sein, die Nachfrage so zu variieren, daß 
die Nachfrage nach allen Gütern und Dienstlei­
stungen prozentual gleich steigt. Man kann leicht 
theoretisch und empirisch nachweisen, daß diese 
Neutralität weder für die Ausgaben- noch für die 
Einnahme- und die Geldpolitik zutrifft. Diese Po­
litiken wirken selektiv.

Aufgaben der Strukturpolitik

Die Strukturpolitik muß demnach die Ordnungs­
und Ablaufpolitik ergänzen. Sie ist in andere w irt­
schaftspolitische Maßnahmen eingebettet. Nach 
den Vorstellungen der Bundesregierung ist sie vor 
allem Wachstumspolitik (Strukturbericht 1970, BT- 
Drucksache VI/761, S. 7). Jede Wachstumspolitik 
ist per definitionem langfristig orientiert. Hier taucht 
die Grundsatzfrage auf, warum der Staat überhaupt 
wachstumspolitisch aktiv werden muß. Ist nicht 
wirtschaftliches Wachstum das Ergebnis des Zu­
sammenspiels von Millionen von dezentralisierten 
Entscheidungsträgern, die der Koordination über 
den Markt unterliegen? — Ganz gewiß ist die Wett­
bewerbspolitik aufgerufen, diese Koordination zu 
gewährleisten. Bei Anerkennung der Tatsache, daß 
ein großer Teil der Vorleistungen für den Wachs­
tumsprozeß — z. B. Investitionen, Forschung und 
Entwicklungs-Leistungen — durch den Wettbewerb 
induziert wird, bleibt die Frage, ob die Steuerungs­
mechanismen das Wachstum sichern. Dieses ist 
der Fall, wenn für die privaten Wirtschaftssubjekte
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stets genügend Anreize bestellen, die sie veranlas­
sen, Zukunftsaufgaben in Angriff zu nehmen. Sie 
dürfen also nicht nur Gegenwartsgüter erzeugen; 
es muß sich lohnen, Mittel für Forschung, Entwick­
lung und Investitionen einzusetzen. Nur wenn die­
ses gilt, bleiben Wachstum und Vollbeschäftigung 
gesichert.

Die gegenwärtigen Steuerungsmechanismen der 
dezentralen Einzelentscheidungen können die Ver­
schärfung der Verteilungskämpfe nicht verhindern. 
Die Entwicklung in der Bundesrepublik Deutsch­
land liefert hier seit der Mitte der sechziger Jahre 
ein überzeugendes Anschauungsmaterial ^). Viele 
andere wichtige Industrieländer konnten noch ein­
drucksvollere Erfahrungen sammeln. Im Vertei­
lungskampf werden zukünftige Bedürfnisse syste­
matisch unterschätzt.

Aufgaben der Wachstumspolitik

Die staatliche Wachstumspolitik muß demnach in 
erster Linie die Optionen für die Zukunft offenhal­
ten. Sie sollte dem „Gesetz der Minderschätzung 
zukünftiger Bedürfnisse“ entgegenwirken. Das Vor­
handensein externer Effekte war immer schon das 
zentrale Argument für Subventionierung. Die 
Wachstumspolitik bedient sich demnach zunächst 
der indirekten Förderung von Zukunftsaufgaben; 
Forschung und Entwicklung, Investitionen etc. Eine 
indirekte Förderung über dauerhafte Steuererleich­
terungen verbessert die Möglichkeiten der priva­
ten Akteure — hier vor allem der Unternehmer —, 
mehr Zukunftsaufgaben In Angriff zu nehmen. Aus 
diesen Erwägungen heraus hat sich die „Kommis­
sion für wirtschaftlichen und sozialen Wandel“ für 
das Prinzip ausgesprochen, Konsum und Investi­
tionen unterschiedlich zu besteuern )̂. Auf die Be­
denken gegen eine indirekte Förderung der Aus­
gaben für Forschung, Entwicklung und Investitio­
nen komme ich noch zurück. Ihr Vorteil für den 
Staat ist offenkundig: Er braucht nicht selbst zu 
sagen, welche Projekte er fördert. Die Förderung 
setzt am Tatbestand der Investitionen und der Aus­
gaben für Forschung und Entwicklung an.

Staatliche Instanzen setzen dem Wirtschaftswachs­
tum zahlreiche Rahmenbedingunen. Zu nennen wä­
ren z. B.: Wettbewerbsgesetzgebung, Umwelt­
schutz, Energiepläne etc. Außerdem ist in unserer 
gemischten Wirtschaftsordnung der Staat selbst ein 
wichtiger Anbieter und Nachfrager auf fast allen 
Märkten. Dem Staat kommt demnach eine erhebliche 
Bedeutung für Wachstum und Strukturwandel zu. 
Für das Wachstumsklima ist es wichtig, daß im 
staatlichen Bereich ein vorhersehbarer Kurs ge­
steuert wird. Häufige und unverhoffte Änderungen

der Rahmenbedingungen bringen eine große Un­
sicherheit in die Zukunftsdispositionen der Unter­
nehmen. Hier sollte langfristig geplant werden.

Bereiche der Wirtschaftspolitik

Bislang wurde auf die konkrete Ausgestaltung der 
S trukturpolitik nicht eingegangen. Wichtig erschien 
es mir, die Strukturprobleme in den Gesamtzusam­
menhang und die Strukturpolitik in die gesamte 
Wirtschaftspolitik einzuordnen. Es Ist bekannt, daß 
man in der Krise gern jedes Problem als Struktur­
problem bezeichnet. Bei normalerer Entwicklung 
sind sie dann überwunden. Die Strukturpolitik kann 
demnach nur ein Teilbereich der allgemeinen W irt­
schaftspolitik sein.

Traditionell wird die W irtschaftspolitik in die Be­
reiche Ordnungs-, Ablauf- und Strukturpolitik ein­
geteilt. Die Strukturpolitik ist keineswegs ein neues 
Gebiet, wie man angesichts der hitzigen Debatte 
fast meinen könnte. Zu erinnern ist an Untersu­
chungen von Werner Sombart und Bernhard Harms 
ln den zwanziger Jahren und an die Tagung des 
Vereins für Socialpolitik zu diesem Thema"). Bei 
der Strukturpolitik handelt es sich also um ein wis­
senschaftliches Thema mit Tradition.

Für die Strukturpolitik werden erhebliche Mittel an 
Finanzhilfen und Steuererleichterungen eingesetzt. 
Dabei ist es nicht leicht, das Gebiet einzugrenzen. 
Hierzu gehört u. a. die Forschungs- und Technolo­
giepolitik, die Arbeitsmarktpolitik, die Raumord­
nungspolitik etc. Hier gehe ich nur kurz auf die 
sektorale Strukturpolitik ein. Sie ist vor allem beim 
Thema Strukturpolitik in der Marktwirtschaft ange­
sprochen. Die sektorale S trukturpolitik kennt drei 
traditionelle Zielsetzungen: gezielte Erhaltung, ge­
ordnete Anpassung und vorausschauende Gestal­
tung. In einer sozialen Marktwirtschaft ist die Ver­
folgung dieser Zielsetzungen notwendig.

Marktwirtschaftliche Anpassungsprozesse

Ein Verfechter der Marktwirtschaft könnte sich auf 
den Standpunkt stellen, daß Produktionen, die am 
Markt nicht überleben können, nicht erhalten werden 
dürfen, daß folglich jede Erhaltungspolitik nicht mit 
der Marktwirtschaft vereinbar sei. Die Bundesregie­
rung nahm in den Grundsätzen der sektoralen 
Strukturpolitik diesen Standpunkt ein. 1975 jedoch 
gab sie nach eigener Einschätzung 37%  aller Fi­
nanzhilfen und 58%  aller Steuervergünstigungen 
für dieses Ziel aus. Selbstverständlich ist die Erhal-

=) Vgl. Kommission für wirtschaftliclien und sozialen Wandel: W irt­
schaftlicher und sozialer Wandel in der Bundesrepublik Deutsch­
land, Gutachten der Kommission, Göttingen 1977, Kap. II, 3.
=) Ebenda, Z. 112.

*) Hier ist es sinnvoll, auf grundlegende Literatur zu verweisen: 
B. H a r m s :  Strukturwandlungen der deutschen Volkswirtschaft, 
2. Aufl., Berlin 1929; W. S o m b a r t  : Die Wandlungen des Kapi­
talismus, in: Schriften des Vereins für Socialpolitik, Bd. 175, Mün­
chen, Leipzig 1929; G. B o m b a c h ,  B. G a h l e n ,  A. E. O t t  
(Hrsg.): Probleme des Strukturwandels und der Strukturpolitik, in: 
Schriftenreihe des wirtschaftswissenschaftlichen Seminars Ottobeu- 
ren, Bd. 6, Tübingen 1977; Kommission für wirtschaftlichen und so­
zialen Wandel, a. a. O.; Prognos-Institut: Risiken und Chancen 
staatlicher Strukturpolitik, Basel 1977.
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tung gegen den Markt keine marktwirtscliaftliche 
Maßnahme. Keiner wird einer allgemeinen Erhal­
tung das Wort reden. Dann wäre die Marktw irt­
schaft bald am Ende. Außer Frage steht aber auch, 
daß wir in begründeten Ausnahmefällen bewußt 
erhalten. Genannt sei nur das aktuelle Beispiel der 
heimischen Kohle.

Die marktwirtschaftlichen Anpassungsprozesse 
können zu Ergebnissen führen, die aus gesell­
schaftspolitischen Gründen nicht hingenommen 
werden. Hier ist besonders aktuell das Beispiel der 
Anpassungspolitik. Es ist häufig nicht bekannt, daß 
in der EG eine erhebliche effektive Protektion ge­
genüber Drittländern besteht. Hier wird vor allem 
den Entwicklungsländern, die auf Industrialisierung 
setzen, der Zutritt zu unseren Märkten erschwert. 
Diese Protektion hat m it Marktwirtschaft wenig zu 
tun. Die Welthandelsnation Bundesrepublik 
Deutschland muß sich der internationalen Arbeits­
teilung stellen. Jede Art von Protektionismus kann 
nicht in unserem Interesse sein. Eine vorausschau­
ende Strukturpolitik wird es nicht dazu kommen 
lassen, daß der Zoilschutz abrupt unter dem Druck 
der Entwicklungsländer beseitigt w ird: Sie wird 
eine geordnete Anpassung einieiten. Allein eine 
solche Strategie entspricht den Prinzipien der so­
zialen Marktwirtschaft.

Vorausschauende Gestaltung

Die ordnungspolitischen Auseinandersetzungen 
um die Strukturpolitik entzünden sich vor allem am 
dritten Teilziel; Zukunftssicherung oder voraus­
schauende Gestaltung. Nach der Auffassung der 
Bundesregierung geht es darum, „zukunftswei­
sende, für den gesamtwirtschaftlichen Fortschritt 
wichtige Produktionszweige“ zu fördern. Hierunter 
wurde bislang die Förderung von Luft- und Raum­
fahrt, Datenverarbeitung und Kernenergie ver­
standen.

Hier lautet die Gretchenfrage; Kann der Staat zu­
kunftsweisende Produktionszweige ausmachen? 
Häufig wird das Gestaltungsziel so konkretisiert, 
daß der Staat Bereiche mit hohem Produktivitäts­
fortschritt fördern solle. Besteht jedoch hierzu 
überhaupt eine Notwendigkeit?

Einen anderen Zugang zum Gestaltungsziel gewinnt 
man, wenn von der indirekten Wachstumsförderung 
ausgegangen wird. Hier gibt der Staat Mittel, ohne 
die Zweckgebundenheit anzugeben. Natürlich kön­
nen die Mittel auch zweckgebunden gegeben wer­
den. Die große Schwierigkeit einer solchen direkten 
oder Projektförderung liegt darin, daß der Staat 
Kriterien für eine Vergabe der Mittel braucht. Hier 
liegt ein weites Feld fü r die weitere Forschung. Die 
Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wan­
del hat in dieser Richtung Vorschläge vorgelegt =).

Jede Wirtschaftspolitik muß von einer Diagnose der 
bisherigen Entwicklung, von einer Prognose über 
die zukünftige Entwicklung und von einem Wissen 
über die Wirkung des Einsatzes ihrer Instrumente 
ausgehen. Dieses g ilt auch für die Strukturpolitik. 
Wer sich mit der Materie beschäftigt, der trifft allent­
halben auf Defizite; Die Strukturstatistik ist verbes­
serungsfähig, das prognostische Potential ist un­
terentwickelt, über die strukturellen Konsequenzen 
von Politiken ist wenig bekannt. Für den Wissen­
schaftler ist klar, daß hier Abhilfe geschaffen wer­
den muß. Wegen dieser Defizite ist die Skepsis ge­
genüber einem strukturpolitischen Aktivismus rasch 
begründet: Die entscheidende Frage lautet nach 
dem „w ie “ einer „aktiven Strukturpolitik“ . Eines ist 
jedoch für den Wissenschaftler kaum plausibel; 
Der Widerstand gegen bessere Erkenntnisse über 
den Strukturwandel. Dies ist kurz zu begründen, 
weil sich auf diesem Gebiet ein guter Teil der Aus­
einandersetzung über Strukturpolitik in der Markt­
wirtschaft abspielt.

Seit einiger Zeit bemüht man sich in der Bundes­
republik Deutschland ernsthaft, die Informationen 
über den Strukturwandel zu verbessern. Vorschlä­
ge zur Verbesserung der Strukturstatistik liegen 
auf dem Tisch ‘ ). Die Strukturberichterstattung 
durch die wissenschaftlichen Forschungsinstitute ist 
angelaufen’ ). Solche Bemühungen über bessere In­
formationen sind nicht unbestritten. Die ordnungs­
politische Frage wird unüberhörbar gestellt. Zag­
haft wird an besseren Strukturprognosen gearbei­
tet®). Begleitet werden solche Bemühungen von 
einer scharfen Auseinandersetzung über ihre 
Zweckmäßigkeit und Zulässigkeit. Absurde Unter­
stellungen sind nicht selten; Der Staat dürfe kein 
Monopol für Strukturprognosen haben; es dürfe 
nicht bei falschen Prognosen zu Regreßansprüchen 
gegen den Staat kommen etc. Hier muß die Wis­
senschaft sich die Frage gefallen lassen, ob sie 
eine überzeugende Antwort auf die Frage nach 
dem Stellenwert von Informationen und Prognosen 
gegeben hat.

Die Auseinandersetzung muß mit der folgenden Po­
sition erfolgen; Die Wissenschaft betont, daß die 
Voraussetzungen für eine bessere Strukturpolitik 
erst zu schaffen sind. Hierzu gehören bessere In­
formationen und Prognosen. Eine bessere Struk-

=) Vgl. Kap. V, 6.
Vgl. u. a. Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel, 

a. a. 0 „  Kap. 11,3.4.2.
') Konzeption einer Strukturberichterstattung für die Bundesrepu­
b lik Deutschland.
•) Vgl. J. P. W e i s s :  Projektion von Input-Output-Tabellen für 
die Bundesrepublik Deutschland für die Jahre 1980 und 1985. Schrif­
ten der Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel, Bd. 
129., Göttingen 1976; J. K r o m p h a r d t :  Methoden der Bran­
chenprognose und ihre Anwendung, R. K r e n g e I : Struktur­
projektionen mit Hilfe von Input-Output-Tabellen, V. T I m m e r -  
m a n n :  Möglichkeiten differenzierter Nachfragebeeinflussung
unter Verwendung von Input-Output-Technik, W. Kr e 1 I e , R. 
P a U l y :  Wirkungen staatlicher Maßnahmen auf die Verteilungs­
struktur, abgeschätzt mit Hilfe eines Prognosesystems für die 
Bundesrepublik Deutschland, in: Schriftenreihe des wirtschaftswis­
senschaftlichen Seminars Oftobeuren, Bd. 6, a .a .O .
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turpolitik kann eine Investitionslenkung sein, die 
mit der IVIarktwirtschaft nictits zu tun hat. Arbeiten 
nicht die Strukturberichterstatter und -prognostiker 
den Systemveränderern zu? IVluß man nicht gegen 
bessere Informationen und Prognosen sein, um 
vorzubeugen?

Natürlich benötigen die Verfechter der Investitions­
lenkung bessere Informationen und Prognosen. 
Dieses mag eine notwendige Bedingung für die In­
vestitionslenkung sein; sie ist keineswegs hinrei­
chend. Hier liegt ein großes Mißverständnis über 
den Stellenwert von Informationen und Prognosen 
vor. Hierzu zwei Beispiele:

□  Die Wachstumsprognose für 1977 war zu opti­
mistisch. Die Tarifparteien haben ihr vertraut. We­
gen der Fehlprognose lagen die Lohnabschlüsse 
falsch.

□  In der Strukturanalyse wird der Trend zur 
Dienstieistungsgesellschaft vorhergesagL Folgen 
aus der These von der Überindustrialisierung Aus­
sagen über Investitions- und Berufsentscheidun­
gen?

Die Wissenschaft sollte mehr Mühe darauf verwen­
den, ihr Verständnis über die Rolle von Informatio­

nen und Prognosen dem Adressaten zu vermitteln. 
Sie sollte sich auf absehbare Mißverständnisse ein­
stellen.

Sachverständigenrat für Strukturfragen

Gerade wegen der zu konstatierenden Mißver­
ständnisse und Kontroversen auf allen Seiten hat 
die „Kommission für wirtschaftlichen und sozialen 
Wandel“ einen Vorschlag der Prognos AG aufge­
griffen und die Einsetzung eines Sachverständigen­
rates für Strukturfragen gefordert ’ ). Hier würde es 
zu weit führen, den Vorschlag genauer darzustel­
len. Die Kommission hat nach langem Abwägen 
der Alternativen eine Konstruktion analog der des 
Sachverständigenrates zur Begutachtung der ge­
samtwirtschaftlichen Entwicklung vorgeschlagen.

Entscheidend für die W irksamkeit eines solchen 
Sachverständigenrates sind seine Kompetenz und 
Zusammensetzung. Hier hat die Kommission mehr­
heitlich ein Sachverständigengremium vorgeschla­
gen, welches nur aus Wissenschaftlern besteht. Die­
ses erschien von der Materie her geboten: Einmal 
sind die Grundsatzpositionen der Tarifparteien zur

’ ) Vgl. Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel, 
a. a. O., Kap. II, 3.4.1.
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Strukturpolitik bekannt, ln jahrelangen Debatten 
sind sie in der Kommission immer wieder aufeinan­
der geprallt. Ein von den Tarifparteien besetzter 
Strukturrat würde diese Grundsatzdiskussion ver­
ewigen. Es wäre zu befürchten, daß auf diese Weise 
der Weg zu einer besseren Strukturpolitik ver­
sperrt bliebe. Zudem hat ein Strukturrat unter Ein­
schluß der Sozialpartner den Nachteil, daß er leicht 
zu einem Rat zur Verhinderung des strukturellen 
Wandels wird. Es ist bekannt, daß es in gefährde­
ten Bereichen, die auf der Schattenseite des Struk­
turwandels stehen, immer wieder zur Koalition von 
betroffenen Arbeitgeberverbänden und Gewerk­
schaften kommt, die dann gemeinsam den Staat 
um Hilfe anrufen. Aus diesen sachlichen Erwägun­
gen hat sich die Mehrheit der Kommission für ein 
Wissenschaftlergremium entschieden.
Inzwischen ist dieser Gedanke aus Gründen, die 
m. E. nichts mit der Strukturpolitik zu tun haben, 
umfunktioniert worden. Verbal w ill man die Verbes­
serung der Strukturpolitik. In W irklichkeit geht es 
um den Ausbau der gesamtwirtschaftlichen Mitbe­
stimmung. Es ist zu befürchten, daß die auf uns zu­
kommende Debatte um die Strukturräte nichts zur 
Versachlichung der Strukturpolitik beitragen 
wird ’ °).
Das zuletzt genannte Beispiel belegt, daß der Öf­
fentlichkeit der Fortgang des Streites um die Struk­
turpolitik in der Marktwirtschaft und In der Zukunft 
nicht erspart bleiben wird. Dieser wird die Qualität 
unserer W irtschaftspolitik kaum verbessern. Hier 
möchte ich auf meine Eingangsbemerkungen ver­
weisen. Mir schien es wichtig, die folgenden Punkte 
hervorzuheben;
□  Von den drei traditionellen Gebieten der W irt­
schaftspolitik ist die Strukturpolitik theoretisch, em­
pirisch und praktisch am wenigsten entwickelt.

□  Es bestehen Zweifel, ob die praktizierte Struk­
turpolitik sinnvoll an den spezifisch strukturpoliti­
schen Zielen ausgerichtet ist.

□  Die Voraussetzungen der Strukturpolitik sind zu 
verbessern. Dieses bezieht sich auf Informationen, 
Prognosen, Beratung etc.

Einordnung in die Wirtscliaftspolitilc

Abschließend möchte ich die Strukturpolitik noch­
mals In die allgemeine Wirtschaftspolitik elnord- 
nen. Für das Thema „Strukturpolitik in der Markt­
wirtschaft“ ist die Erkenntnis wichtig, daß einmal 
die Rolle der W irtschaftspolitik gegenüber den Re­
gelmechanismen nicht überschätzt werden sollte 
und daß zudem die Strukturpolitik nur ein Teilbe­
reich der W irtschaftspolitik ist. Eingangs wies ich

'•) Vgl. Minderheitenvotum der Gewerkschaften zu Kap. II, Z. 221 
(l<ommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel, a. a. O.): 
W. R o t h :  S trukturpolitik in der Krise? Zu einigen Ergebnissen 
der Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel, Bonn 
1977, S. 11 ff.; Forum SPD: Vorausschauende Strukturpolitik für 
Vollbeschäftigung und humanes Wachstum, Bonn 1977, S. 21.

darauf hin, daß die Forderung nach Strukturpolitik 
mit der Wirtschaftskrise und der Krise der ökono­
mischen Theorie begründet wird. Die Argumenta­
tion lautet so; Bis Mitte der sechziger Jahre kann­
ten w ir nur die Ordnungspolitik; die Einführung der 
Globalsteuerung war die Antwort auf die globalen 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten Mitte der sechzi­
ger Jahre. Die neuerliche Krise kann nur durch 
Strukturpolitik überwunden werden. Diese Abfolge 
von der Wettbewerbspolitik über die Globalsteue­
rung zur Strukturpolitik klingt plausibel. Akzeptiert 
man sie, so sind wirtschaftspolitische Fehlschlüsse 
unvermeidbar.

Gegenwärtige Wirtschaftsprobleme

Die Krise von 1974/75 und ihre zu schleppende 
Überwindung ist Ausdruck des Schelterns der Glo­
balsteuerung. Keine Strukturpolitik hätte sie ver­
meiden können. Diese Einsicht ist für ihre Verbes­
serung wichtig. Bis Anfang der siebziger Jahre war 
es möglich, nach Keynesschem Muster kurzfristig 
die Arbeitslosigkeit zu beseitigen. Durch die welt­
weite Verschärfung des Vertellungskampfes und 
eine Antilnflatlonspolltik, die massive Mengeneffek­
te in Kauf nahm, haben w ir nun zu viel Arbeitslosig­
keit und Inflation und zu wenig Wachstum. Dieser 
Zustand Ist nicht akzeptabel.

Bei weiterer Wachstumsschwäche bleibt die Pro­
gnose für 1978 düster; Zwar wird die Inflationsrate 
leicht sinken. Die Prognosen für Beschäftigung und 
Wachstum sind jedoch schon beinahe fatalistisch 
zu nennen. W ir zahlen einen zu hohen Preis für die 
weitere Entwöhnung von der Inflation. Obgleich die 
Wachstumsaussichten der US-Wirtschaft besser 
sind, ist der Stagnationsaspekt schlimmer: Von 7 % 
Arbeitslosigkeit und 6%  Inflation scheint man dort 
nicht herunterzukommen " ) .  Die Volkswirtschaften 
der westlichen Industrieländer gleichen Maschinen, 
die weit unter ihrer optimalen Ausnutzung gefahren 
werden. Dieses geschieht natürlich aus Furcht vor 
einer Beschleunigung der Inflation. Zum Jahres­
wechsel wurden dann auch die Volkswirtschaften 
der drei wichtigsten Industrieländer mehrfach ge­
mahnt, die Wirtschaft mehr anzukurbeln.

Ich will hier nicht in eine breite Debatte über die ge­
genwärtigen Wirtschaftsprobleme eintreten. Es ist 
m. E. die Stagflation, die den Kern der ökonomi­
schen Krise und der Krise der Wirtschaftswissen­
schaft bildet. Bisher sind alle Versuche gescheitert, 
die Stagflation z. B. auf die Konzentration im ünter- 
nehmensbereich zurückzuführen. Ebenso ist kein 
Ansatz in Sicht, sie über Strukturpolitik zu über­
winden. Genau aus diesem Befund fo lgt die Priorität 
der Globalpolitik. Unter dieser Prämisse sollte es 
nicht schwer fallen, die Strukturpolitik in der Markt­
wirtschaft einzuordnen und zu verbessern.
” ) Vgl. A. M. O k u n ; The Great Stagflation Swamp, in: Chall­
enge, November/Dezember 1977, S. 10.
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